
1522 Gesetzblatt Teil I Nr. 61 — Ausgabetag: 19. September 1990 I

Frist beginnt mit der Verkündung des Urteils. Ist das Urteil 
nicht in Anwesenheit des Rechtsanwalts verkündet worden, 
so beginnt für diesen die Frist mit der Zustellung.

(2) Seitens des Rechtsanwalts können die Revisionsanträge 
und deren Begründung nur schriftlich angebracht werden.

(3) Auf das Verfahren vor dem Obersten Gericht sind im 
übrigen neben den Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Revision die §§ 133 und 136 Absatz 3 dieses Gesetzes sinn­
gemäß anzuwenden.

§ 144
Mitwirkung der Staatsanwaltschaft vor dem Obersten Gericht

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft in dem Verfahren vor 
dem Obersten Gericht werden vom Generalstaatsanwalt der 
Deutschen Demokratischen Republik wahrgenommen.

Vierter Abschnitt 
Die Sicherung von Beweisen

§ 145
Anordnung der Beweissicherung

(1) Wird ein berufsgerichtliches Verfahren gegen den 
Rechtsanwalt eingestellt, weil seine Zulassung zur Rechtsan­
waltschaft erloschen oder zurückgenommen ist, so kann in 
der Entscheidung zugleich auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
die Sicherung der Beweise angeordnet werden, wenn zu er­
warten ist, daß auf Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
erkannt worden wäre. Die Anordnung kann nicht angefochten 
werden.

(2) Die Beweise werden von dem Berufsgericht für Rechts­
anwälte aufgenommen. Das Berufsgericht für Rechtsanwälte 
kann eines seiner Mitglieder mit der Beweisaufnahme beauf­
tragen.

§ 146 
Verfahren

(1) Das Berufsgericht für Rechtsanwälte hat von Amts we­
gen alle Beweise zu erheben, die eine Entscheidung darüber 
begründen können, ob das eingestellte Verfahren zur Aus­
schließung aus der Rechtsanwaltschaft geführt hätte. Den 
Umfang des Verfahrens bestimmt das Berufsgericht für 
Rechtsanwälte nach pflichtgemäßem Ermessen, ohne an An­
träge gebunden zu sein; seine Verfügungen können insoweit 
nicht angefochten werden.

(2) Zeugen sind, soweit nicht Ausnahmen vorgeschrieben 
oder zugelassen sind, eidlich zu vernehmen.

(3) Die Staatsanwaltschaft und der frühere Rechtsanwalt 
sind an dem Verfahren zu beteiligen. Ein Anspruch auf Be­
nachrichtigung von den Terminen, die zum Zwecke der Be­
weissicherung anberaumt werden, steht dem früheren Rechts­
anwalt nur zu, wenn er' sich im Inland aufhält und seine 
Anschrift dem Berufsgericht angezeigt hat.

Fünfter Abschnitt
Das Berufs- und Vertretungsverbot 

als vorläufige Maßnahme

§ 147
Voraussetzung des Verbotes

(1) Sind dringende Gründe für die Annahme vorhanden, 
daß gegen einen Rechtsanwalt auf Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft erkannt werden wird, kann gegen ihn 
durch Beschluß ein vorläufiges Berufs- oder Vertretungsver­
bot verhängt werden.

(2) Die Staatsanwaltschaft kann vor Einleitung des berufs­
gerichtlichen Verfahrens den Antrag auf Verhängung eines 
Berufs- oder Vertretungsverbotes stellen. In dem Antrag sind 
die Pflichtverletzung, die dem Rechtsanwalt zur Last gelegt 
wird, sowie die Beweismittel anzugeben.

(3) Für die Verhandlung und Entscheidung ist das Gericht 
zuständig, das über die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen 
den Rechtsanwalt zu entscheiden hat oder vor dem das berufs­
gerichtliche Verfahren anhängig ist.

§ 148
Verfahren zur Erzwingung des Antrags der Staatsanwaltschaft

Hat der Vorstand der Rechtsanwaltskammer gegenüber der 
Staatsanwaltschaft beantragt, daß diese den Antrag auf Ver­
hängung eines Berufs- oder Vertretungsverbotes stellen solle, 
so ist § 126 entsprechend anzuwenden. Jedoch beträgt die in 
§ 126 Absatz 3 Satz 2 bezeichnete Frist für die weitere Tätig­
keit der Staatsanwaltschaft einen Monat.

§ 149
Mündliche Verhandlung

(1) Der Beschluß, durch den ein Berufs- oder Vertretungs­
verbot verhängt wird, kann nur auf Grund mündlicher Ver­
handlung ergehen.

(2) Auf die Ladung und die mündliche Verhandlung sind 
die Vorschriften entsprechend anzuwenden, die für die Haupt­
verhandlung vor dem erkennenden Gericht maßgebend sind, 
soweit sich nicht aus den folgenden Vorschriften etwas an­
deres ergibt.

(3) In der ersten Ladung ist die dem Rechtsanwalt zur Last 
gelegte Pflichtverletzung durch Anführung der sie begrün­
denden Tatsachen zu bezeichnen; ferner sind die Beweismit­
tel anzugeben. Dies ist jedoch nicht erforderlich, wenn dem 
Rechtsanwalt die Anschuldigungsschrift bereits mitgeteilt 
worden ist.

(4) Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das Ge­
richt nach pflichtmäßigem Ermessen, ohne an Anträge der 
Staatsanwaltschaft oder des Rechtsanwalts gebunden zu sein.

§ 150
Abstimmung über das Verbot

Zur Verhängung des Berufs- oder Vertretungsverbotes ist 
eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich.

§ 151
Verbot im Anschluß an die Hauptverhandlung

Hat das Gericht auf Ausschließung aus der Rechtsanwalt­
schaft erkannt, so kann es im immittelbaren Anschluß an die 
Hauptverhandlung über die Verhängung des Berufs- oder 
Vertretungsverbotes verhandeln und entscheiden. Dies gilt 
auch dann, wenn der Rechtsanwalt zu der Hauptverhandlung 
nicht erschienen ist.

§ 152
Zustellung des Beschlusses

Der Beschluß ist mit Gründen zu versehen. Er ist dem 
Rechtsanwalt zuzustellen. War der Rechtsanwalt bei der Ver­
kündung des Beschlusses nicht anwesend, ist ihm zusätzlich 
der Beschluß ohne Gründe unverzüglich nach der Verkündung 
zuzustellen.

§153
Wirkungen des Verbotes

(1) Der Beschluß wird mit der Verkündung wirksam.
(2) Der Rechtsanwalt, gegen den ein Berufsverbot verhängt 

ist, darf seinen Beruf nicht ausüben.
(3) Der Rechtsanwalt, gegen den ein Vertretungsverbot 

(§ 147 Absatz 1) verhängt ist, darf nicht als Vertreter und Bei­
stand in Person oder im schriftlichen Verkehr vor einem 
Gericht, vor Behörden, vor einem Schiedsgericht oder gegen­
über anderen Personen tätig werden oder Vollmachten oder 
Untervollmächten erteilen.

(4) Der Rechtsanwalt, gegen den ein Berufs- oder Vertre­
tungsverbot verhängt ist, darf jedoch seine eigenen Angele-


